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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Mit 60,4 Prozent Ja- gegenüber 39,6 Prozent Nein-Stimmen nahm das Schweizer
Stimmvolk am 12. Februar 2017 die erleichterte Einbürgerung von Personen der dritten
Ausländergeneration deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag schweizweit bei 46,8
Prozent und schwankte zwischen 39 Prozent im Kanton Uri und rund 66 Prozent in
Schaffhausen. Eher überraschend war das ebenfalls deutliche Ständemehr: 17 von 23
Ständen stimmten der Vorlage zu. Die auf frühere Abstimmungsergebnisse zur
erleichterten Einbürgerung zurückgehenden Befürchtungen der Befürworter, am
Ständemehr zu scheitern, wurden damit klar widerlegt. In den im Vorfeld des
Urnengangs noch als „Swing States“ bezeichneten Kantonen resultierte überall ein Ja.
Verglichen mit der Abstimmung von 1994, als das Anliegen am Ständemehr gescheitert
war, wechselten somit die acht Kantone Luzern, Nidwalden, Solothurn, Aargau,
Schaffhausen, Appenzell-Ausserrhoden, Tessin und Wallis auf die Befürworterseite,
wobei es in Nidwalden, Appenzell-Ausserrhoden und Tessin ein enges Rennen war (NW
50,4%, AR 50,9%, TI 50,2% Ja-Stimmen). Die knappste Entscheidung überhaupt fiel im
Kanton Thurgau, wo lediglich 24 Stimmen für die ablehnende Standesstimme
ausschlaggebend waren. Ein ebenfalls hauchdünnes Nein resultierte in Glarus und St.
Gallen mit Nein-Stimmenanteilen von 50,4 Prozent bzw. 50,2 Prozent. Demgegenüber
stiess die Vorlage in sämtlichen Westschweizer Kantonen auf überdurchschnittlich
hohe Zustimmung. Am deutlichsten stimmte der in Ausländerfragen ohnehin sehr offen
eingestellte Kanton Neuenburg mit einem Ja-Stimmenanteil von 75,1 Prozent zu. Die
höchste Ablehnung hingegen erfuhr die Vorlage in Appenzell-Innerrhoden, dessen
Stimmbevölkerung zu 56,4 Prozent ein Nein einlegte. Augenfällig ist bei den
Ergebnissen zudem das Gefälle zwischen Stadt und Land; so stimmte die Stadt Zürich
zu 76 Prozent Ja (Kanton ZH: 63,2%) und die Stadt St. Gallen zu 65 Prozent (Kanton SG:
49,8%).

Bundesrätin Simonetta Sommaruga liess nach dem Urnengang verlauten, die Regierung
nehme das Ergebnis „mit grosser Genugtuung“ zur Kenntnis und es stimme
zuversichtlich „für weitere, ebenso umstrittene Vorlagen“. Darüber hinaus ermunterte
sie junge Ausländerinnen und Ausländer der dritten Generation, nun „die Chance zu
nutzen und ihre Heimat mitzugestalten“, und fügte an, die Erleichterung der
Einbürgerung sollte voraussichtlich spätestens in einem Jahr in Kraft treten. Freude
über den Entscheid herrschte auch beim SGB und bei der Operation Libero. Während
Ersterer von einer überfälligen Reform sprach und ankündigte, nun auch die
Anforderungen für andere Einbürgerungswillige senken zu wollen, sah Letztere in dieser
Abstimmung einen „ersten, wichtigen Schritt zu einem liberalen Bürgerrecht“. Daran
müsse man jetzt anknüpfen und beispielsweise auch die erforderliche Aufenthaltsdauer
senken oder die Mindestwohnsitzfristen in den Gemeinden abschaffen. Wenig erfreut
zeigte sich die SVP, die nach der Durchsetzungsinitiative und dem Asylgesetz mit dieser
Abstimmung die dritte Niederlage in der Ausländerpolitik innerhalb eines Jahres
hinnehmen musste. Als Kopf des Gegenkomitees und Initiator der umstrittenen Plakate
machte Andreas Glarner (svp, AG) besonders die bereits Eingebürgerten für das
Resultat verantwortlich und forderte die Abschaffung des Doppelbürgerrechts. Die SVP
erklärte aber auch, das Verdikt von Volk und Ständen zu akzeptieren und die noch
offenstehende Möglichkeit, das Referendum gegen die in dieser Sache beschlossene
Gesetzesänderung zu ergreifen, nicht wahrnehmen zu wollen.

Abstimmung vom 12. Februar 2017

Beteiligung: 46,84%
Ja: 1'499'627 (60,4%) / Stände: 15 4/2
Nein: 982'844 (39,6%) / Stände: 5 2/2

Parolen:
– Ja: SP, FDP (1*), CVP (1*), Grüne, GLP, BDP (1*), EVP, Städteverband, Eidgenössische
Migrationskommission, SGB, Travail.Suisse
– Nein: SVP, EDU (1*)
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.02.2017
KARIN FRICK
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Strafrecht

In der Wintersession 2019 gab der Nationalrat zwei parlamentarischen Initiativen zu
einer wesentlichen Erhöhung der Strafrahmen keine Folge. Während Luzi Stamm (svp,
AG) mit seiner Initiative (Pa.Iv. 18.435) die Maximaldauer der Freiheitsstrafe von 20 auf
60 Jahre verdreifachen wollte, forderte Andreas Glarner (svp, AG; Pa.Iv. 18.433), dass im
Falle einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe eine bedingte Entlassung frühestens nach
30 verbüssten Jahren erfolgen könnte. Der Rat schloss sich mit der Ablehnung der
beiden Initiativen dem Urteil seiner Kommissionsmehrheit (RK-NR) an, die es als nicht
angebracht erachtet hatte, die Strafrahmen ohne Rücksicht auf das laufende
Revisionsprojekt zur Strafrahmenharmonisierung anzupassen. Ausserdem hatte sie den
Bericht des Bundesrates in Erfüllung der Postulate 18.3530 und 18.3531 zum
Reformbedarf bei lebenslänglichen Freiheitsstrafen abwarten wollen, um den
Handlungsbedarf nachfolgend in einem grösseren Kontext beurteilen zu können. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.12.2019
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Äusserst knapp, mit 92 zu 90 Stimmen bei zwei Enthaltungen, lehnte der Nationalrat
eine parlamentarische Initiative Bulliard-Marbach (cvp, FR) ab, welche
Selbstregulierung als Prüfkriterium in Botschaften und Erlassentwürfen gefordert
hätte. Die Initiantin wollte, dass der Bundesrat in zukünftigen Botschaften zu Vorlagen,
welche die Wirtschaftsfreiheit einschränken, zwingend hätte darlegen müssen, ob der
Zweck des Erlasses nicht auch mittels Selbstregulierung durch die jeweils betroffene
Branche erreicht werden könnte. Eigenverantwortung sei zunehmender Regulierung
vorzuziehen. Die SPK-NR hatte die Initiative zur Ablehnung empfohlen, weil sie davon
ausgeht, dass die Frage nach der Notwendigkeit für neue Bestimmungen sowieso
jeweils im Zentrum stehe. Der Bundesrat begründe im allgemeinen Teil der Botschaft
jeweils, weshalb er überzeugt sei, dass es eine spezifische Bestimmung brauche. Die
Forderung der parlamentarischen Initiative sei deshalb unnötig. Die
Kommissionsminderheit – bestehend aus neun Vertreterinnen und Vertretern der SVP
und der CVP-Fraktion, die sich einer Mehrheit von 14 Stimmen gegenüber sahen –
argumentierte hingegen, dass eine solche Regelung Regierung und Verwaltung schon in
einem frühen Stadium dazu zwänge, sich Überlegungen hinsichtlich einer möglichen
Selbstregulierung zu machen. Der Minderheitensprecher Andreas Glarner (svp, AG)
warnte vor einem zunehmend rasanten Ausbau von staatlichen Regulierungen: Dieses
Bürokratiewachstum könne mit dem Vorstoss effizient gebremst werden. Weil zwei
Mitglieder der CVP/EVP-Fraktion und ein Mitglied der SVP-Fraktion aber gegen den
Antrag stimmten und sich zwei CVP-Mitglieder enthielten, reichte die Unterstützung
von SVP (66 Stimmen) und CVP (24 Stimmen) knapp nicht, um dem Antrag Folge zu
geben. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2016
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Anfang Juni 2019 nahm Andreas Glarner (svp, AG) den Ball auf und verlangte mittels
einer parlamentarischen Initiative, dass Sondersessionen unentgeltlich zu leisten seien.
Das Thema «Sparen bei Sondersessionen» war in den Vorjahren in einigen Medien
diskutiert worden. Glarner begründete seinen Vorstoss mit den Kosten einer
Sondersession. Den Steuerzahlenden würden dafür rund eine halbe Million Franken
berechnet. Da Sondersessionen vor allem durchgeführt würden, um die Geschäftslast
abzubauen, müsse von den Parlamentsmitgliedern mehr Disziplin verlangt werden.
Wenn es weniger Vorstösse gäbe und mehr Disziplin beim Beanspruchen von Redezeit
herrschen würde, dann würden die ordentlichen Sessionen für den Abbau der
Geschäftslast ausreichen. Um diese Disziplin herzustellen, verlangte der Aargauer SVP-
Nationalrat, dass die durch die Parlamentsmitglieder selber verursachte «Überzeit»
nicht mehr entgolten werde. Zeit und Geld könnte man zudem auch sparen, indem man
auf eine der beiden Kommissionsberichterstattungen verzichte, die im Nationalrat
jeweils von zwei Kommissionsmitgliedern in verschiedenen Landessprachen
vorgebracht werden. Die Simultanübersetzungen wären ausreichend – so Glarner. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Noch bevor sich die SPK-NR überhaupt über den Vorschlag von Andreas Glarner (svp,
AG), die Teilnahme an Sondersessionen nicht mehr zu entschädigen, befinden konnte,
zog der Aargauer Nationalrat sein Begehren zurück. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.07.2020
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

Im März 2019 reichte Sibel Arslan (basta, BS) eine parlamentarische Initiativen ein, mit
der sie das aktive Stimm- und Wahlrecht für 16-Jährige forderte. Das politische
Engagement junger Menschen sei markant gestiegen, so die Initiantin. Zudem bringe es
die demographische Veränderung der Bevölkerung mit sich, dass über 50-jährige
Stimmberechtigte immer mehr in der Überzahl seien, was zu Verzerrungen von
politischen Entscheidungen führen könne. Es seien aber junge Menschen, die
Entscheidungen beeinflussen sollten, welche sie selber in Zukunft betreffen würden.
Das Stimmrechtsalter sei «ein Ausdruck einer modernen und fortschrittlichen
Demokratie», aber keine Pionierleistung mehr, liege das Alter der Stimm- und
Wahlberechtigten in Österreich und im Kanton Glarus doch schon lange bei 16 Jahren.
Der Moment schien günstig, dass die bereits ein paar Mal gescheiterte Idee dieses Mal
Erfolg haben könnte. Dies nicht nur, da Nationalrätin Arslan zahlreiche
Mitunterzeichnende im Parlament für die Vorlage fand, sondern auch, weil eine
kantonale Initiative in Neuenburg, die das Stimmrechtsalter 16 forderte, beachtliche
Medienaufmerksamkeit erzielte. Zudem schienen die zahlreichen
Klimademonstrationen sowie die Berichte aus dem Kanton Glarus, der das
Stimmrechtsalter 16 bereits 2007 eingeführt hatte und laut den Medien damit
durchwegs positive Erfahrungen gemacht habe, das gestiegene politische Interesse
Jugendlicher zu unterstreichen. Auch in anderen Kantonen stand die Senkung des
Stimmrechtsalters auf der politischen Agenda – so etwa in Basel-Stadt, Genf, Uri,
Waadt, Wallis und Zürich. 
Dieser Aufwind schien sich jedoch nicht zu erhalten. Nicht nur, weil die entsprechende
Neuenburger Kantonalinitiative im Februar 2020 überraschend deutlich mit einem
Nein-Stimmenanteil von 58.5 Prozent an der Urne verworfen wurde; auch die SPK-NR
lehnte Ende Mai die parlamentarische Initiative ab. Allerdings gab dabei bei 12 zu 12
Stimmen erst der Stichentscheid des Präsidenten Andreas Glarner (svp, AG) den
Ausschlag. Die Kommissionsmehrheit argumentierte, man wolle die Entwicklung in den
Kantonen abwarten. Es sei zudem problematisch, politische Rechte auszuüben, wenn
man noch nicht mündig sei, und es sei auch nicht sinnvoll, wenn die unter 18-Jährigen
«Stimmberechtigte zweiter Klasse» seien, weil die Initiative ja nur das aktive, nicht aber
das passive Wahlrecht vorsehe. Die Minderheit befand hingegen, dass die Ermöglichung
der Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen für junge Menschen einen guten Einstieg
in die politische Beteiligung bedeute. In den Medien machten sich zudem zahlreiche
bürgerliche Parlamentsmitglieder stark für die Idee, Junge stärker in die politische
Verantwortung einzubeziehen. Gut möglich also, dass der Nationalrat der
Kommissionsmehrheit nicht folgt und der parlamentarischen Initiative Folge geben
wird. Auch im gegenteiligen Fall wird das Thema wohl auf der politischen Agenda
verbleiben, hatte doch bereits Anfang 2020 eine Gruppe unter dem Namen «IG
Stimmrechtsalter 16» angekündigt, eine entsprechende nationale Initiative zu lancieren,
sollte das Begehren im Parlament scheitern. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.05.2020
MARC BÜHLMANN

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

L'UDC s'est saisie d'une initiative parlementaire pour critiquer une disposition de la
nouvelle loi sur l'asile, votée en juin 2016. Le texte «Requérants d'asile récalcitrants.
Limiter les dépenses» souhaite revenir à l'ancienne mouture, qui permettait d'assigner
plus facilement une personne requérant l'asile aux centres spécifiques de la
Confédération, dits «centres pour requérants récalcitrants». La disposition actuelle,
qui estime que la personne doit représenter une «menace sensible» est selon l'union
du centre trop sujette à interprétation. 
C'est Andreas Glarner (udc, AG) qui a présenté l'initiative au Conseil national. Il a
énuméré une liste d'accusations portées contre des requérants d'asile dans un centre
en Argovie, souhaitant ainsi illustrer le besoin de légiférer vers un retour au règlement
antérieur. Prenant la parole au nom de la CIP-CN, Samira Marti (ps, BL) a annoncé le
refus de celle-ci d'entrer en matière, jugeant la proposition de l'UDC trop susceptible

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
SOPHIE GUIGNARD
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de causer de l'arbitraire. Elle a également précisé que les exemples cités par le député
Glarner ne constituaient pas selon elle une menace sensible à la sécurité nationale.
C'était apparemment également l'avis des autres parlementaires, puisque l'initiative n'a
récolté dans la chambre basse que les 64 voix du parti qui l'a lancée. 7
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